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Infrastrukturministerin hofft auf 
rasche parlamentarische Beschluss-
fassung des Postmarktgesetzes

Nachdem das neue Postmarktgesetz Ende
Juli im Ministerrat beschlossen wurde, hofft In-
frastrukturministerin Doris Bures auf eine ra-
sche parlamentarische Beschlussfassung. Mit
diesem Gesetz werde künftig mit der Veranke-
rung von 1.650 Postgeschäftsstellen eine quali-
tativ hochwertige Versorgung mit Postdienst-
leistungen in ganz Österreich garantiert.

Wie Bures schon mehrmals betonte, müs-
se, um „eine drohende Versorgungslücke zu
verhindern", auch ausgeschlossen werden,
dass die Zeit bis zum Inkrafttreten des neuen
Postmarktgesetzes für ersatzlose Postamts-
chließungen genutzt werde.

Deshalb hat die Infrastrukturministerin
nun mit einem weiteren Bescheid gemäß Para-
graf 4 Abs. 5 Postgesetz gesichert, dass die
Schließung von 144 Postämtern, für die die
Österreichische Post AG entweder keinen
gleichwertigen Ersatz gefunden hat oder den
Nachweis der Einbindung der Gemeinden nicht
erbringen konnte, verhindert wird.

Die Liste der 144 Postämter, deren Schlie-
ßung per Bescheid untersagt wurde, finden Sie
unter http://www.bmvit.gv.at/telekommunika-
tion/post/postaemter.html

Bures verlängert 
Post-Bescheid

Wechsel zur Polizei?
Laut Innenministerium sind mit 1. Septem-

ber 28 Post-Bedienstete und zwölf Telekom-Be-
dienstete auf freiwilliger Basis ins Innenmini-
sterium gewechselt, um dort die Polizei zu ent-
lasten. Die Mitarbeiter werden zur Zeit weiter-
hin nach dem Postentlohnungsschema bezahlt.
Eine endgültige Lösung wird derzeit noch ver-
handelt.

Kritik hatte es im Vorfeld von Beamtenmini-
sterin Gabriele Heinisch-Hosek gegeben. Der
Wechsel bereits am 1. September bedeute
„noch keine seriöse Gesamtlösung“. Es sei bis
jetzt noch nicht geklärt, wo die ehemaligen
Post- und Telekombediensteten nach Ablauf
der zweimonatigen Probephase bleiben könn-
ten. „Sicherheit bringt das keine.“ Auch die Fi-
nanzierung des Bundes sei noch nicht gesichert.
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n Null-Lohnrunden-Rechner Angesichts der Wirtschaftskrise wurden im
Vorfeld der Verhandlungen schon Forderungen
nach bescheidenen Lohn- und Gehaltserhöhun-
gen laut, auch von Nulllohnrunden ist die Rede.
Geringere Einkommen würden die Krise nur ver-
schlimmern – was die einzelnen Arbeitneh -
merInnen mit einer einzigen Nulllohnrunde
über die Jahre verlieren würden, kann man jetzt
mit dem Nulllohnrundenrechner des ÖGB nach-
rechnen.

Unter www.nulllohnrunde.at kann jede und
jeder für sich selbst ausrechnen, wie viel Geld
er oder sie bei einer einzigen Nulllohnrunde
über zehn Jahre gerechnet verlieren würde. 


